
PB.L-01-148-2 Kapitel 1: Lebensgrundlagen schützen

Antragsteller*in: Patrick Haermeyer (KV Mannheim)

Änderungsantrag zu PB.L-01

Von Zeile 147 bis 151:
sofort wirksame Maßnahmen anstößt, bestehende Ausbauhindernisse beseitigt,
naheliegende Einsparmöglichkeiten umsetzt. Wir werden das ungenügende
Klimaschutzgesetz und den Klimaschutzplan überarbeiten und – im Einklang mit dem
höheren neuen europäischen Klimaziel – das deutsche Klimaziel 2030 auf -70 Prozent
anheben. Nur so kann es gelingen, dass wir Europäer*innen deutlich vor Mitte des
Jahrhunderts klimaneutral werden.

Ein verbindliches Klimaschutzgesetz
Mit einem Update des Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) schaffen wir einen
verbindlichen Rahmen und stellen sicher, dass Deutschland seinen gerechten Beitrag
zur Einhaltung des 1,5-Grad-Limit leistet und sein internationales Klimaversprechen
hält. Mit neu festgelegten Jahresemissionsmengen, Zwischenzielen und
Minderungspfaden für alle Sektoren, einer verbindlichen Kontrolle von Maßnahmen
sowie einem Sanktionsmechanismus bei Zielverfehlungen. Dieses erneuerte
Klimaschutzgesetz bildet die Grundlage für alle Klimaschutzmaßnahmen und stützt
sich bei allen Vorgaben auf ein 1,5-Grad Treibhausgas-Restbudget, das sich aus dem
vom IPCC berechneten globalen Restbudget von 420 Gt zum 01.01.2018 ableitet. Der
Expertenrat für Klimafragen soll, unter Beteiligung der Bürger*innen, neben der
Bundesregierung in Zukunft auch dem Bundestag Bericht erstatten und Empfehlungen
abgeben, welche zur Kenntnis genommen und adressiert werden sollen. Wir setzen
uns außerdem dafür ein, dass die Klimaverträglichkeitsprüfung in § 13 KSG endlich bei
allen größeren Infrastrukturprojekten und Anlagen des Bundes angewandt wird.

Begründung

Das Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) muss das zentrale Steuerungsinstrument für
unsere Klimaschutzambitionen werden. So ist es auch bisherige Beschlusslage. Der
bisherige Programmentwurf greift dafür viel zu kurz. Denn um diese Funktion zu
erfüllen muss das KSG dringend auch über die Anpassung der
Jahresemissionsmengen, Zwischenziele und Minderungspfade hinaus überarbeitet
werden. Wir brauchen eine wirksame Kontrolle der Maßnahmen, einen
Sanktionsmechanismus bei Zielverfehlungen, eine Einführung eines CO2-Budgets als
Grundlage für die Sektorpfade und eine Ausweitung des Expert*innenrats für
Klimafragen. Nur so schaffen wir es mit der Festlegung von Verbindlichkeiten innerhalb
aller Sektoren und der zuständigen Ressorts das Erreichen der Klimaziele zum
Querschnitt der neuen Bundesregierung zu machen.

Zum Vergleich unser Klimabeschlusses aus Bielefeld (Zeile 145 ff.):
“Ein Klimaschutzgesetz für einen verbindlichen planungs- und ordnungsrechtlichen
Rahmen
Nur mit klar festgelegten Zielen und Zwischenzielen, verknüpft mit einem
verbindlichen Monitoring der Maßnahmen und Ergebnisse sowie verankerten
Korrekturmechanismen bei Zielverfehlung können wir wieder auf den erforderlichen
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Zielpfad von Paris beim Klimaschutz kommen. Durch ein Klimaschutzgesetz müssen
endlich Verbindlichkeiten innerhalb der jeweiligen Sektoren und der zuständigen
Ressorts festgeschrieben werden. Denn die Verantwortung für das Erreichen der
Klimaschutzziele kann nicht länger allein beim Bundesumweltministerium liegen,
sondern muss als Querschnitt der Regierung auch die Ministerien, die zuständig sind
für Verkehr, Landwirtschaft, Bauen und Wirtschaft in die Pflicht nehmen. Was wir
brauchen ist eine Klimaregierung.

Zudem wollen wir ein Klimaschutzgesetz, das den Rahmen für alle
Klimaschutzmaßnahmen bildet und das sich bei allen Maßgaben auf ein verbleibendes
Restbudget für CO2 stützt, dem gemäß wir die Ziele des Pariser Abkommens erreichen
können. Wir wollen:

klare Maßnahmen für alle Sektoren,

klar festgelegte Ziele, Zwischenziele und CO2-Minderungspfade für alle Sektoren
mit dem verbindlichen Ziel, das Pariser Klimaschutzabkommen zu erfüllen,

dichte Kontrollen, ob die Maßnahmen wirken sowie empfindliche Sanktionen,

gesetzliche Festlegung einer klimaneutralen öffentlichen Verwaltung.”
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Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Thomas Schaefer
(KV Erfurt); Jarl Hengstmengel (KV Augsburg-Stadt); Louisa Baumann (KV
Oberhausen); Imke Byl (KV Gifhorn); Sven Gebhardt (KV Flensburg); Justus Schöller (KV
Berlin-Lichtenberg); Bernhard Ziegler (KV Frankfurt-Oder); Peter Lohmann (KV Lippe);
Stefan Wagener (KV Aschaffenburg-Stadt); Franka Doris Weiler (KV Freiburg); Eva
Samira Glock (KV Freiburg); Rüdiger Tonojan (KV Emmendingen); Antigone Kiefner (KV
Freiburg); Vanessa Carboni (KV Freiburg); Daniel Issenmann (KV Karlsruhe); Johannes
Mihram (KV Berlin-Mitte); Lars Nitschke (KV Groß-Gerau); Leoni Neubauer (KV
Tübingen); Thomas Gönner (KV Rastatt/Baden-Baden); Knut Popp (KV Rastatt/Baden-
Baden); Carmen Fontagnier (KV Mannheim); Gerhard Fontagnier (KV Mannheim);
Alexander Seibold (KV Mainz); Leonie Oechtering (KV Herzogtum Lauenburg); Felix
Quartier (KV Breisgau-Hochschwarzwald); Jakob Mangos (KV Breisgau-
Hochschwarzwald); Maximilian Fries (KV Düsseldorf); Martin Stümpfig (KV Ansbach);
Jonas Einsweiler (KV Karlsruhe); Martin Habedank (KV Berlin-Treptow/Köpenick);
Maximilian Kowol (KV Ostprignitz-Ruppin); Philipp Appenzeller (KV Freiburg); Karl-Heinz
Weigand (KV Hochsauerland); Philipp Noack (KV Aachen); Jannik Grimmbacher (KV
Freiburg); Lasse Bombien (KV Rendsburg-Eckernförde); Burak Kocaaslan (KV Kiel); Lars
Bergmann (KV Rendsburg-Eckernförde); Simon Roß (KV Aachen); Katrin Lögering (KV
Dortmund); Maik Niederstein (KV Oldenburg-Stadt); Noah Dico (KV Kiel); Verena
Giersch (KV Osnabrück-Stadt); Lennart Stahl (KV Segeberg); Patrick Freiermuth (KV
Mannheim); Jakob Belle (KV Bamberg-Stadt); Malte-Jannik Krüger (KV Steinburg); Jan
Wiemers (KV Münster); Julian Gisi (KV Freiburg); Tom Petersen (KV Stormarn); Benjamin
Marx (KV Konstanz); Luca Schenk (KV Berlin-Mitte); Daniel Albrecht (KV Augsburg-
Stadt); Lea Reimann (KV Rendsburg-Eckernförde); Ivy May Müller (KV Hamburg-
Eimsbüttel); Katharina Stolla (KV Hamburg-Nord); Michael Röls (KV Dortmund); Klaus-
Christian Kalkhoff (KV Rendsburg-Eckernförde); Simon Flesch (KV Heidelberg);
Sebastian Werner (KV Gifhorn); Marius Bürkle (KV Konstanz); Bruno Hönel (KV Lübeck)
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